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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Rund ein Jahr nach Annahme des Postulats von Peter Hegglin (mitte, ZG) legte der
Bundesrat seinen Bericht für eine «zeitgemässe Besoldungs- und
Ruhegehaltsregelung für Magistratspersonen» vor. Grundlage der aktuell geltenden
Regelung sei das 1990 in Kraft gesetzte Bundesgesetz über Besoldung und berufliche
Vorsorge der Magistratspersonen. Dieses sehe vor, dass neben den Mitgliedern des
Bundesrats auch die ordentlichen Bundesrichterinnen und Bundesrichter sowie die
Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler als Magistratspersonen gelten. Das jeweils an
die Teuerung anzupassende Jahresgehalt für Bundesratsmitglieder betrage laut
geltender Verordnung im Jahr 2021 CHF 454'581; für den Bundeskanzler seien 81.6
Prozent und für die Mitglieder des Bundesgerichts 80 Prozent dieser Summe als Lohn
festgelegt worden. Der Lohn werde vierteljährlich von der Bundeskanzlei ausbezahlt.
Die Magistratspersonen unterstehen laut Gesetz nicht dem BVG, haben aber einen
Anspruch auf Ruhegehalt auf Lebenszeit, das nach Ausscheiden aus dem Amt der Hälfte
des Jahreslohns entspricht (sogenanntes «volles Ruhegehalt»), wenn die Amtszeit
mindestens vier Jahre (Bundesrat), acht Jahre (Bundeskanzlei) oder 15 Jahre
(Bundesgericht) betragen hatte oder das Amt aus gesundheitlichen Gründen
niedergelegt werden musste. Kürzere Amtszeiten oder eine Wiederaufnahme einer
Erwerbsarbeit nach Amtsende haben Kürzungen des Ruhegehalts zur Folge:
Erwerbseinkommen und Teilruhegehalt zusammen dürfen das volle Ruhegehalt nicht
überschreiten. Darüber hinaus erhalten Ehegatinnen und Ehegatten sowie Kinder
verstorbener ehemaliger Magistratspersonen Hinterlassenen- und Waisenrenten. 
Das Postulat hatte verlangt, dass diesen geltenden Regelungen alternative Modelle
gegenübergestellt werden, die insbesondere eine berufliche Vorsorge beinhalten
sollten. Bei einer Lösung mit beruflicher Vorsorge müssten einige Grundsatzentscheide
gefällt werden, wurde im Bericht ausgeführt. So müssten unter anderem
Übergangsleistungen geregelt werden und es müsste entschieden werden, ob eine
Versicherung im Beitragsprimat oder im Leistungsprimat angelegt werden soll, was je
nach Alter der Betroffenen bei Amtsrücktritt zu «komplizierten Berechnungen» und
«Regelungen von Spezialfällen» führe. Der Vorteil der geltenden Lösung sei
entsprechend «deren Einfachheit und Transparenz» und die Unabhängigkeit vom Alter
der Magistratsperson bei deren Rücktritt. Ein weiterer Pluspunkt der aktuellen Regelung
sei zudem, dass das sichere Einkommen nach Amtsende Unabhängigkeit fördere: Eine
mögliche Nichtwiederwahl vor der Pensionierung sei nicht mit finanziellen Einbussen
verbunden, was Magistratspersonen vom Druck befreie, während der Amtszeit
finanzielle Lösungen zu suchen. «Das (momentane) System der Ruhegehälter trägt somit
dazu bei, dass Entscheidungen im Amt unabhängig von persönlichen finanziellen
Überlegungen getroffen werden.» 1

BERICHT
DATUM: 10.12.2021
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession 2023 hiessen die Räte den Antrag des Bundesrats auf
Abschreibung des Postulats von Peter Hegglin (mitte, ZG) gut. Mit Vorlegen des Berichts
erachtete die Regierung den Vorstoss, mit dem eine zeitgemässe Besoldungs- und
Ruhegehaltsregelung für Magistratspersonen diskutiert werden sollte, als erfüllt. 2

POSTULAT
DATUM: 05.06.2023
MARC BÜHLMANN
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Parlamentsmandat

Die Sonderprivilegien für Magistratspersonen und Parlamentsmitglieder in Form des
Ruhegehaltes für erstere bzw. der Überbrückungsleistung für zweitere seien
abzuschaffen, forderte Mike Egger (svp, SG) in einer Motion. Ehemalige Bundesrats- und
Bundesgerichtsmitglieder sowie ehemalige Bundeskanzlerinnen und Bundeskanzler
erhielten jährlich fast CHF 200'000 Rente und Parlamentarierinnen und Parlamentarier
erhielten auf Antrag Überbrückungsleistungen, obwohl sie auch eine
Arbeitslosenentschädigung beantragen könnten. Abgewählte Parlamentsmitglieder
können sogenannte Überbrückungsleistungen im Umfang von CHF 2'450 pro Monat für
maximal zwei Jahre beantragen. Sowohl die Ruhegehälter als auch die
Überbrückungsleistungen kämen einer Besserstellung gegenüber der Bevölkerung gleich
und müssten gestrichen werden, so der Motionär. Zudem schieden Bundesrats- und
Parlamentsmitglieder häufig noch in arbeitsfähigem Alter aus ihrem Amt. Sie dürften
vor allem dank ihrer guten Vernetzung durchaus in der Lage sein, eine neue berufliche
Tätigkeit zu finden, mit der sie weder auf Überbrückungsleistungen noch Ruhegehälter
angewiesen seien. Auch damit würden sie der arbeitenden Bevölkerung gleichgestellt,
führte Egger in der Sommersession 2022 aus. Bundeskanzler Walter Thurnherr nahm für
den Bundesrat Stellung und verwies auf den Bericht zu einem Postulat von Peter
Hegglin (mitte, ZG): Dort würden mögliche Alternativen zur heutigen
Ruhestandsregelung aufgezeigt, aber auch argumentiert, dass solche Neuerungen einen
wesentlich höheren administrativen Aufwand und komplexe Regelungen nach sich
ziehen würden. Es sei am Parlament, hier mögliche Alternativen zu finden. Eine
ersatzlose Streichung einer Rente, wie sie von der Motion gefordert werde, lehne der
Bundesrat hingegen ab. In der schriftlichen Stellungnahme zur Motion hatte der
Bundesrat zudem auf einen erst kürzlich getroffenen Entscheid des Parlaments
verwiesen, die Überbrückungshilfe für Ratsmitglieder beizubehalten. Man sei damals
zuerst für eine Verschärfung gewesen, dann aber nicht auf die Vorlage eingetreten.
Mit 131 zu 51 Stimmen lehnte der Nationalrat die Motion ab. Neben der geschlossenen
SVP-Fraktion hatten auch Roger Nordmann (sp, VD) und Sidney Kamerzin (mitte, VS) den
«Ja»-Knopf gedrückt. 3

MOTION
DATUM: 07.06.2022
MARC BÜHLMANN

1) Bericht BR vom 10.12.21
2) BBl 2023 870, S. 4
3) AB NR, 2022, S. 962 f.; Mo. 20.4698
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